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B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 §19 Abs3

MOG 2007 86

MOG 2007 88i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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-

VWGVG § 24 heute

VwWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E
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. VWGVG § 28 heute
VwWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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Spruch
W133 2111694-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von XXXX,
gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 05.01.2015, XXXX , betreffend Einheitliche Betriebspramie 2014, zu
Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von
romisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 05.01.2015, romisch 40, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2014, zu Recht:

A)

|. Der Beschwerde wird teilweise stattgegeben und der Spruch des angefochtenen Bescheides dahingehend
abgeandert, dass die in Form der Kirzung der flachenbezogenen Beihilfe verhangte Flachensanktion gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 iVm § 8i MOG 2007 entfallt.romisch eins. Der Beschwerde wird teilweise
stattgegeben und der Spruch des angefochtenen Bescheides dahingehend abgedndert, dass die in Form der Klrzung
der flachenbezogenen Beihilfe verhangte Flachensanktion gemald Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122
aus 2009, in Verbindung mit Paragraph 8 i, MOG 2007 entfallt.

Il. Die AMA hat gemaR§ 19 Abs. 3 MOG 2007 nach den Vorgaben dieses Erkenntnisses die entsprechenden
Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis dem Beschwerdefihrer bescheidmaRig mitzuteilen.rémisch zwei. Die
AMA hat gemaR Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007 nach den Vorgaben dieses Erkenntnisses die entsprechenden

Berechnungen durchzufiihren und das Ergebnis dem Beschwerdefiihrer bescheidmaRig mitzuteilen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflihrer stellte am 08.05.2014 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2014 und
beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fiir das Antragsjahr 2014 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer ist Auftreiber auf die XXXX,
far die vom zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der
Beilage Flachennutzung fir die Alm 52,23 ha Almfutterflache angegeben.Der Beschwerdeflihrer stellte am 08.05.2014
einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2014 und beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen
Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2014 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer ist Auftreiber auf die romisch 40, fur die vom zustandigen
Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung

far die Alm 52,23 ha Aimfutterflache angegeben.

Mit Datum vom 27.01.2014 brachte der Obmann der Agrargemeinschaft XXXX einen Antrag auf Anderung der
Referenzflache ein.Mit Datum vom 27.01.2014 brachte der Obmann der Agrargemeinschaft romisch 40 einen Antrag

auf Anderung der Referenzflache ein.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2014 eine tatsachliche
Almfutterflache von 43,66 ha, beantragt waren 52,23 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 8,57 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der romisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2014 eine tatsachliche
Almfutterflache von 43,66 ha, beantragt waren 52,23 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 8,57 ha.

Mit dem angefochtenen Bescheid der AMA vom 05.01.2015 wurde dem Beschwerdefuhrer eine Betriebspramie in
Hoéhe von EUR 2.083,97 gewahrt, EUR 241,66 wurden als Flachensanktion in Abzug gebracht. Ein Betrag in Hohe von
EUR 1,11 wurde im Rahmen der Haushaltsdisziplin abgezogen. Dabei wurden - nach korrigierendem Abzug der
Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfillen - eine beantragte Gesamtflache von 17,42 ha, eine
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ermittelte Gesamtflache im Ausmal3 von 16,56 ha, eine beantragte anteilige Almfutterflache von 5,27 ha und eine
ermittelte anteilige Almfutterfliche von 4,41 ha und somit 16,56 auszubezahlende flachenbezogene
Zahlungsanspriche zugrunde gelegt. Somit ergibt sich gesamt eine Differenzflaiche von 0,86 ha. Anlasslich der
durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrolle seien Flachenabweichungen von Uber 3 % oder tber 2 ha und bis héchstens 20 %
festgestellt worden, weshalb der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflaiche - unter Berlcksichtigung der
Flachensanktion - geklrzt werden musse.

In der Begrindung des Bescheides wird des Weiteren ausgefihrt: Da die finanzielle Obergrenze fur die
Direktzahlungen 2014 im Vergleich zum Antragsjahr 2013 von der Europaischen Union reduziert worden sei, misse
eine Kurzung des Wertes der fur das Antragsjahr 2014 zur Verfigung stehenden ZA um 8,55 % vorgenommen werden.
Jene ZA, die im Antragsjahr 2013 nicht genutzt werden konnten, seien von dieser Kirzung ausgenommen, wenn der im
Antragsjahr 2013 vom Betriebsinhaber beantragte Direktzahlungs-Pramienbetrag EUR 5.000 nicht Ubersteige.

Gegen den Bescheid vom 05.01.2015 erhob der Beschwerdefiihrer am 05.02.2015 fristgerecht Beschwerde. Es wird
beantragt, den angefochtenen Bescheid in der Weise abzudndern, dass die Berechnung der Rickzahlung nach
Malgabe der Berufungsgrinde erfolge und Kirzungen und Ausschlisse nur nach MaRRgabe der Beschwerdegriinde
verhangt werden. Vorgebracht wird, dass dem Beschwerdeflhrer als auftreibendem Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar gewesen seien, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln
lassen héatten koénnen. Die gesetzliche Regelung nach § 8i MOG 2007 idgF sei im angefochtenen Bescheid nicht
zugrunde gelegt worden und daher hafte diesem angefochtenen Bescheid der Mangel der unrichtigen
Sachverhaltsermittlung bzw. der Mangel der unrichtigen rechtlichen Wurdigung des Sachverhaltes an.Gegen den
Bescheid vom 05.01.2015 erhob der Beschwerdeflhrer am 05.02.2015 fristgerecht Beschwerde. Es wird beantragt, den
angefochtenen Bescheid in der Weise abzudndern, dass die Berechnung der Rickzahlung nach MaRgabe der
Berufungsgrinde erfolge und Kirzungen und Ausschlisse nur nach MaRgabe der Beschwerdegriinde verhdngt
werden. Vorgebracht wird, dass dem Beschwerdefihrer als auftreibendem Betriebsinhaber keine Umstdnde
erkennbar gewesen seien, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln
lassen hatten kdnnen. Die gesetzliche Regelung nach Paragraph 8 i, MOG 2007 idgF sei im angefochtenen Bescheid
nicht zugrunde gelegt worden und daher hafte diesem angefochtenen Bescheid der Mangel der unrichtigen
Sachverhaltsermittlung bzw. der Mangel der unrichtigen rechtlichen Wirdigung des Sachverhaltes an.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefihrer stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2014 und beantragte u.a. die
Gewdhrung der EBP fur das Antragsjahr 2014 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefiihrer ist Auftreiber auf die XXXX , fur die vom zustandigen Almbewirtschafter
ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage Flachennutzung fur die Alm 52,23 ha
Almfutterflache angegeben.Der Beschwerdefihrer stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2014 und
beantragte u.a. die Gewdhrung der EBP flur das Antragsjahr 2014 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung néher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Auftreiber auf die romisch 40, fur die vom
zustandigen Almbewirtschafter ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage
Flachennutzung fur die Alm 52,23 ha Almfutterflache angegeben.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2014 eine tatsachliche
Almfutterflache von 43,66 ha, beantragt waren 52,23 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 8,57 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der rdmisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2014 eine tatsachliche
Almfutterflache von 43,66 ha, beantragt waren 52,23 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 8,57 ha.

Mit dem angefochtenen Bescheid der AMA vom 05.01.2015 wurde dem Beschwerdeflhrer eine Betriebspramie in
Hohe von EUR 2.083,97 gewahrt, EUR 241,66 wurden als Flachensanktion in Abzug gebracht. Ein Betrag in Hohe von
EUR 1,11 wurde im Rahmen der Haushaltsdisziplin abgezogen. Dabei wurden - nach korrigierendem Abzug der
Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfiillen - eine beantragte Gesamtflache von 17,42 ha, eine
ermittelte Gesamtflache im Ausmal von 16,56 ha, eine beantragte anteilige Almfutterflache von 5,27 ha und eine
ermittelte anteilige Almfutterflaiche von 4,41 ha und somit 16,56 auszubezahlende flachenbezogene
Zahlungsanspriiche zugrunde gelegt. Somit ergibt sich gesamt eine Differenzflache von 0,86 ha.
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Anlasslich der durchgefuhrten Vor-Ort-Kontrolle wurden Flachenabweichungen von lber 3 % und bis héchstens 20 %
festgestellt, weshalb der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache gekurzt wurde (Fldachensanktion).

In der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde vom 05.02.2015 fuhrte der Beschwerdefihrer aus, dass fur ihn
als auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers
der Aimfutterflachen zweifeln lassen hatten konnen.

Es wird festgestellt, dass flr den Beschwerdeflhrer keine Umstdnde erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit
des Antragstellers der Aimfutterflachen zweifeln lassen hatten konnen.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Belege fur die Unrichtigkeit der von der belangten Behdrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurden vom
Beschwerdefiihrer im Verfahren nicht vorgelegt; das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde vom Beschwerdefuhrer
in der Beschwerde auch nicht substantiiert bestritten. Auch liegen keine von Amts wegen aufzugreifenden
Anhaltspunkte vor, die ausreichenden Grund fur die Annahme bdéten, dass die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle
unzutreffend waren, weshalb das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle als erwiesen anzusehen ist.

Nach den im Rahmen der rechtlichen Beurteilung angefuhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der EBP auf
Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Eine Vor-Ort-Kontrolle hat eine Reduktion der Almfutterflache
ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle blieb - wie bereits erwahnt - unbestritten. Der Beschwerdefihrer konnte
das erkennende Gericht jedoch durch das einer 8 8i MOG-Erklarung entsprechende Beschwerdevorbringen davon
Uberzeugen, dass ihm als Auftreiber keine Umstédnde erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des
Antragstellers der Almfutterflaiche der XXXX zweifeln lassen hatten kdnnen.Nach den im Rahmen der rechtlichen
Beurteilung angeflhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der EBP auf Grundlage eines Antrages des
Beihilfeempfangers. Eine Vor-Ort-Kontrolle hat eine Reduktion der Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-
Kontrolle blieb - wie bereits erwahnt - unbestritten. Der Beschwerdefuhrer konnte das erkennende Gericht jedoch
durch das einer Paragraph 8 i, MOG-Erklarung entsprechende Beschwerdevorbringen davon Uberzeugen, dass ihm als
Auftreiber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Almfutterflache der
rémisch 40 zweifeln lassen hatten kénnen.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)
Rechtsgrundlagen

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen flr
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden
VO (EG) 73/2009, lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009, des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden VO (EG) 73 aus 2009,, lauten

auszugsweise:
"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,



b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33

Zahlungsanspriche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [ ],
erhalten haben. []."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fur nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, [

1
"Artikel 35
Meldung der beihilfefdhigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23,12 Abs. 1, 15, 21, 26 Abs. 1, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom
30.11.2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaB der genannten Verordnung und mit
Durchflihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung flr den Weinsektor, ABI. L 316 vom 02.12.2009, S. 65, im Folgenden
VO (EG) 1122/20009, lauten auszugsweise:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 15, 21, 26, Absatz eins, 57, 58, 73 und 80
der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit DurchfGhrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation
und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur



Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt L 316 vom 02.12.2009, S. 65, im Folgenden VO (EG) 1122 aus 2009,,

lauten auszugsweise:

"Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Rahmen dieser Verordnung gelten die Begriffsbestimmungen von

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009.Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009,.
Es gelten auch folgende Begriffsbestimmungen:

[]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewadhrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden

Zahl von Zahlungsanspruichen als ermittelte Flache zu betrachten; []"
"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,

insbesondere
a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}

Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden

Beihilfen Kenntnis genommen hat."
"Artikel 21
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn

die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”
"Artikel 26
Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig geprtift werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Normen fiur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden.

[
"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache bertcksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzéhlung



ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspruchen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzéhlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der

Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der
ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaR den Titeln Ill, IV und V der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der
angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fiir diese Berechnung werden nur Ubererkldrungen auf Kulturgruppenebene
bericksichtigt.Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, wird jedoch im Falle, dass die
Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf
den Titeln rémisch drei, romisch vier und rémisch funf der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fiir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58
Kdrzungen und Ausschlisse in Fallen von zu viel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [ ], Uber
der gemal’ Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tGber 3 % oder

2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flaichenbezogene

Beihilfe gewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemald Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemal3 Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemalR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstdandig gemaR dem genannten Artikel
verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."

"Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die



betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und
Ausschlusse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behorde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufilhren, oder die zustandige Behodrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
Unregelmaligkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fihrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 80
Rickforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Ruckzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemalR
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

[]

(3) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzufihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdlf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

8 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Fldche entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaf3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten konnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kurzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflaichen zweifeln lassen hatten kdnnen."

§ 19 Abs. 3 MOG 2007 lautet:Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007 lautet:

"(3) Das Bundesverwaltungsgericht kann der AMA auftragen, gemaR den Vorgaben im Erkenntnis die entsprechenden
Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis bescheidmaRig mitzuteilen."
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Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2014 bei einer beantragten Gesamtflache (nach
korrigierendem Abzug der Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erflllen) im Ausmal? von 17,42 ha
eine ermittelte Gesamtflache im Ausmal} von 16,56 ha zugrunde gelegt. Die beantragte anteilige Almfutterflache
betragt 5,27 ha, die ermittelte anteilige Almfutterflache betragt 4,41 ha. Daraus wurde sich - ohne Berucksichtigung
der vom Beschwerdefuhrer abgegebenen Erkldarung im Sinne des 8 8i MOG 2007 - eine Differenzflache ergeben, die
dazu fuhren wirde, dass bei der Zuerkennung der EBP eine Flachensanktion in Form einer Kirzung gemaf3 Art. 58 der
Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 zu verhangen ware.Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2014
bei einer beantragten Gesamtflache (nach korrigierendem Abzug der Flachen, die die Mindestschlagflache von 0,10 ha
nicht erftllen) im Ausmal? von 17,42 ha eine ermittelte Gesamtflache im Ausmal’ von 16,56 ha zugrunde gelegt. Die
beantragte anteilige AImfutterflache betragt 5,27 ha, die ermittelte anteilige Almfutterflache betragt 4,41 ha. Daraus
wurde sich - ohne Berucksichtigung der vom Beschwerdeflhrer abgegebenen Erkldrung im Sinne des Paragraph 8 i,
MOG 2007 - eine Differenzflache ergeben, die dazu fiuhren wirde, dass bei der Zuerkennung der EBP eine
Flachensanktion in Form einer Kiirzung gemaf Artikel 58, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, zu verhangen ware.

Nach den angeflhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Im vorliegenden Fall hat eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der XXXX
eine Reduktion der anteiligen Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle blieb unbestritten und ist,
wie sich aus den Feststellungen und der Beweiswirdigung ergibt, nicht zu beanstanden.Nach den angefihrten
Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des
Beihilfeempfangers. Im vorliegenden Fall hat eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 13.08.2014 auf der rémisch 40 eine
Reduktion der anteiligen Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle blieb unbestritten und ist, wie
sich aus den Feststellungen und der Beweiswurdigung ergibt, nicht zu beanstanden.

Die Behdrde war daher nach Art. 80 der VO (EG) Nr. 1122/2009 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des
urspringlich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den auf Grund der Vor-Ort-Kontrolle sich
ergebenden Betrag Ubersteigt, zurtckzufordern (vgl. VwGH vom 09.09.2013, 2011/17/0216).Die Behorde war daher
nach Artikel 80, der VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des ursprunglich eingereichten
Antrages zuerkannt worden war, der aber den auf Grund der Vor-Ort-Kontrolle sich ergebenden Betrag Ubersteigt,
zuruckzufordern vergleiche VwGH vom 09.09.2013, 2011/17/0216).

GemalB Art. 73 der VO (EG) Nr. 1122/2009 finden Kurzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft. Eine Flachensanktion darf demnach nicht verhéngt werden, wenn den Beschwerdeflhrer kein Verschulden an
der unrichtigen Beantragung trifft, wobei hier sowohl der EuGH als auch der VwWGH einen strengen MaRstab anlegen
(vgl. Kahl/Muller, Recht der Unionsbeihilfen: Das 0&sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in
Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast daftr, dass ihn kein
Verschulden trifft, tragt der Landwirt (VWGH vom 26.03.2010, 2009/17/0069).Gemal3 Artikel 73, der VO (EG) Nr. 1122
aus 2009, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben
vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. Eine Flachensanktion darf demnach
nicht verhangt werden, wenn den Beschwerdeflihrer kein Verschulden an der unrichtigen Beantragung trifft, wobei
hier sowohl der EuGH als auch der VwWGH einen strengen Malistab anlegen vergleiche Kahl/Muller, Recht der
Unionsbeihilfen: Das &sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch
Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast daflir, dass ihn kein Verschulden trifft, tragt der
Landwirt (VwGH vom 26.03.2010, 2009/17/0069).

Der Beschwerdeflhrer bringt in seiner Beschwerde vor, dass fur ihn als auftreibenden Betriebsinhaber keine
Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Almfutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen. Dieses Vorbringen entspricht den Voraussetzungen des§ 8i MOG 2007, unter denen von der
Verhdngung einer Sanktion abzusehen ist. Da gemaR dem Wortlaut der Bestimmung nicht erforderlich ist, dass der
Nachweis oder die Behauptung dieser Voraussetzungen in einer bestimmen Form zu erfolgen hat, ist ein
entsprechendes Vorbringen in der Beschwerde genauso zu werten wie eine auf einem entsprechenden Formular
gemachte Erklarung.Der Beschwerdeflhrer bringt in seiner Beschwerde vor, dass fur ihn als auftreibenden
Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverl3ssigkeit des Antragstellers der
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Almfutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen. Dieses Vorbringen entspricht den Voraussetzungen des Paragraph 8,
MOG 2007, unter denen von der Verhangung einer Sanktion abzusehen ist. Da gemal? dem Wortlaut der Bestimmung
nicht erforderlich ist, dass der Nachweis oder die Behauptung dieser Voraussetzungen in einer bestimmen Form zu
erfolgen hat, ist ein entsprechendes Vorbringen in der Beschwerde genauso zu werten wie eine auf einem
entsprechenden Formular gemachte Erklarung.

Daher ist unter Berlcksichtigung von Art. 73 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 iVm8 8i MOG 2007 fur das
Antragsjahr 2014 hinsichtlich der XXXX von einem mangelnden Verschulden des Beschwerdefiihrers an einer falschen
Beantragung der Almfutterflache auf dieser AlIm auszugehen.Daher ist unter Berlcksichtigung von Artikel 73, Absatz
eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, in Verbindung mit Paragraph 8 i, MOG 2007 fur das Antragsjahr 2014
hinsichtlich der roémisch 40von einem mangelnden Verschulden des Beschwerdefiihrers an einer falschen
Beantragung der Almfutterflache auf dieser AlIm auszugehen.

Somit ist in der gegenstandlichen Angelegenheit von der Verhdngung einer Flachensanktion gegen den
Beschwerdefiihrer Abstand zu nehmen bzw. der angefochtene Bescheid diesbezlglich zu korrigieren und dem
Beschwerdebegehren insoweit statt zu geben.

Unter der Vorgabe, dass die verhangte Flachensanktion zu entfallen hat, ist der AMA gemal8 19 Abs. 3 MOG 2007
aufzutragen, die Berechnungen neu durchzufiihren und das Ergebnis dem Beschwerdefihrer bescheidmalRig
mitzuteilen.Unter der Vorgabe, dass die verhangte Flachensanktion zu entfallen hat, ist der AMA gemaR Paragraph 19,
Absatz 3, MOG 2007 aufzutragen, die Berechnungen neu durchzufihren und das Ergebnis dem Beschwerdefuhrer

bescheidmaBig mitzuteilen.

Von der Durchfuhrung einer miindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschliel3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten wurden. Das
Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1
MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass
die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).Von der
Durchfuhrung einer miundlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschliel3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten wurden. Das
Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6,
Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-
93/12 Agrokonsulting).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die
Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwWGH (siehe die zu
Punkt A angefuhrte Rechtsprechung des VwGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen
Punkten).Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden. Die Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im
Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung des VWGH (siehe die zu Punkt A angefiihrte Rechtsprechung des VwWGH und des EuGH zu den in der
Beschwerde angesprochenen Punkten).
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